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Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Geilenkirchen
(Gewerbegebiet Niederheid) hinsichtlich der Uberschreitung der festgesetzten Baugrenzen und
weiterer Festsetzungen

1. Sachverhaltsdarstellung:
1.1. Allgemeines

Der Antragsteller betreibt in der Gutenbergstralle 17 im Gewerbegebiet Geilenkirchen Nie-
derheid einen Baumaschinenhandel und eine Baumaschinenvermietung. Er beantragt die
Errichtung einer Lager-/Maschinenhalle mit drei Boxen, eines Unterstandes flir Baumaschinen
sowie einer PKW-Garage.

1.2. Historie zu den Festsetzungen im Bebauungsplan

Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplanes im Jahr 1995 wurde das Plangebiet von
einer 35-KV-Hochspannungsleitung durchquert. Dieser Umstand machte es erforderlich, fir
die Trasse der Hochspannungsleitung einen Schutzstreifen festzusetzen, der von der Bebau-
ung freizuhalten war. Um die Flache dennoch einer sinnvollen Nutzung zuzuflhren, wurde
der Bereich der Trasse Uberlagernd als Flache zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft festgesetzt. Die festgesetzte Ausgleichsflache unterhalb und unmittel-
bar neben der 35-KV-Leitung durfte nur mit Geholzen bepflanzt werden, die eine Hohe errei-
chen, die keinen Konflikt zu den Stromleitungen hervorriefen. Eine derartige Festsetzung im
Gewerbegebiet selbst ist uniblich und basiert vorliegend auf der effektiven Nutzung des von
der Bebauung freizuhaltenden Schutzstreifens aufgrund der Hochspannungsleitung.
Zwischenzeitlich wurde die 35-KV-Leitung entfernt und die Notwendigkeit des festgesetzten
Schutzstreifens und der sich hieran zwangsldufig orientierenden Baugrenzen ist somit entfal-
len. Die seinerzeit durchaus sinnvolle Festsetzung der zu entwickelnden 6kologischen Quer-
spange im Bereich der Leitungstrasse ist aufgrund der Lage mitten in Gewerbegebiet jedoch
in Frage gestellt.

2. Zulassigkeit nach Bebauungsplan

Alle vorgenannten Festsetzungen stehen der geplanten Bebauung entgegen. Die geplante
Lager-/Maschinenhalle Uberschreitet die im Bebauungsplan festgesetzte nordostliche Bau-
grenze um ca. 12,60 m. Weiter wird durch den Baukdrper zum einen eine ca. 74 m? grolRe
Flache in Anspruch genommen, die im Bebauungsplan als Schutzstreifen fir die vorgenannte
Hochspannungsleitung festgesetzt ist. Gleichzeitig wird eine ca. 118 m? groRe Flache Uber-
baut, die im Bebauungsplan fir MakRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft festgesetzt ist.

Hieraus folgt, dass das Vorhaben ohne weiteres nicht genehmigungsfahig ist.



3. Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB

Eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes kann erteilt werden, wenn die
Grundzige der Planung nicht berihrt werden, sie stadtebaulich vertretbar ist und sie unter
Wirdigung nachbarlicher Interessen mit den 6ffentlichen Belangen vereinbar ist.

3.1 Uberschreitung der Baugrenzen, Inanspruchnahme einer Fliche, die zum einen von
der Bebauung freizuhalten ist und fir die zum anderen MaRnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt sind

3.1.1. Grundzige der Planung nicht berihrt

Grundzug der Planung war die Entwicklung eines Gewerbegebietes. Bei der beantragten Be-
bauung und Nutzung handelt es sich um eine gewerbegebietstypische Nutzung.

Daraus folgt, dass dieser Grundzug der Planung nicht berihrt wird, wie es das Gesetz ver-
langt.

Eine Verletzung anderer Planungsziele ist nicht ersichtlich.

Daraus folgt, dass Grundzlige der Planung nicht berihrt werden.

3.1.2. Stadtebauliche Vertretbarkeit

Anhaltspunkte fir eine stadtebauliche Unvertretbarkeit sind nicht ersichtlich. Die beabsichtig-
te Bebauung ist vielmehr eine konsequente Anpassung an die geanderte Situation hinsichtlich
des Wegfalles der Hochspannungsleitung und gewahrleistet die optimale Ausnutzung der
Gewerbegebietsflache.

Die Abweichung ist daher stadtebaulich vertretbar.
3.1.3.  Unter Wrdigung nachbarlicher Interessen mit den 6ffentlichen Belangen vereinbar

Vor dem Hintergrund, dass die vorgeschriebenen Abstandsflichen eingehalten werden, ist
eine Beeintrachtigung nachbarlicher Interessen nicht erkennbar.

Ein 6ffentlicher Belang war die Kompensation des durch die Aufstellung des Bebauungsplanes
ausgelosten Eingriffs in Natur und Landschaft. Dieser wurde —wie ausgefihrt- in Teilen im
Plangebiet selbst als Uberlagernde Festsetzung im Bereich des Schutzstreifens realisiert. Da
eine Realisierung der im Bebauungsplan festgesetzten MaRkRnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft durch die geplante BaumaRnahme in Teilen
nicht mehr moglich ist, hat der Antragsteller vorausschauend bereits PflanzmaRnahmen an
anderer Stelle auf seinen Grundstlcken vorgenommen (siehe Luftbild mit Darstellung des
Betriebsgelandes). Die Sicherung des Fortbestandes dieser Grinflachen erfolgt im Bauge-
nehmigungsverfahren.

Hierdurch werden nachbarliche Interessen gewdrdigt und die Vereinbarkeit mit den 6ffentli-
chen Belangen ist gegeben.

4, Gesamtergebnis:

Die Voraussetzungen flr eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 69
der Stadt Geilenkirchen hinsichtlich der Uberschreitung der Baugrenzen, der Inanspruchnah-
me einer Flache, die zum einen von der Bebauung freizuhalten ist und fir die zum anderen
MafRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft festge-
setzt sind liegen vor.

Beschlussvorschlag:

Die Befreiungen von den Festsetzungen des ngauungsplanes Nr. 69 der Stadt Geilenkirchen
(Gewerbegebiet Niederheid) hinsichtlich der Uberschreitung der festgesetzten Baugrenzen,



der Inanspruchnahme einer Flache, die zum einen von der Bebauung freizuhalten ist und fir
die zum anderen Malinahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft festgesetzt sind, werden antragsgemald erteilt.

Anlagen:

Antrag auf Befreiung

Lageplan

Luftbild mit Darstellung des Betriebsgelandes
Lageplan mit Darstellung der Uberbauung

(Amt fur Stadtplanung, Umwelt, Bauordnung, Hochbau, Herr Heinen, 02451/629205)



	Typ
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage

